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In der Strafsache gegen den Schneider s 
aus Berlin, | L geboren am 
Chareanow in .Polen, 
z.Zt. in der Gefangenenanstalt I in Leipzig in Haft, 

wegen Vbrberettung zum Hochverrat, 
\ 

hat das .Hetchsgerf cht, Feriensenat, in der öffentlichen 
Sitzung vom 17.Juli h933› an welcher teilgenommen haben 

als Richter: 
der Retchsgeríchtsrat üengelkoch als Varsítzender 
und die äetchsgerichtsräte Lv.øezper:, LV.H@rtel, 
Dr.Schultze sowie der Landgeriehtsdirektor Busch, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der erste Staatsanwalt Mantel, 

als Urhundsbeamter der Geschäftsstelle: 
der . Just tzobersekretär lhys, 

nach mündlicher Verhandlung für .Hecht erkannt: 
Der Angeklagte wird wegen Vorbereitung zum .Hochuerrat zur 

Gefångnísstrafe von zwei Jahren, 
auf die ein Jahr zwei Monate UNtersuchungshaft angerechnet wer= 
den, und zur Tragung der Kosten des Verfahrens verurteilt. 

Zugleich wird für zuläsefg erklärt, daß ihn die zuständige 
Verwaltungsbehörde aus den fietcheçebiet verweist. 
* Van Rechts wegen. 

e r ü n d e . 
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Der: Angeklagten ist zur .Last gelegt, d.urch eine fortgesetzte 
Handlung das hochuerrdf terísche Unternehmen, die Verfassung des .Deut=-* 
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schon Reiches gewaltsam zu ändern, vo rbe re i te t  zu haben. D i e  Hauptver= 

Handlung hat h i n s i c h t l i c h  der  Person des Angeklagten und zur Sache Pol= 

genäes Ergebnis gehabt.  
A .  Zur Person: 

Der Angeklagte, der i n  Gharzanow b e i  Krakau geboren i s t  und dor t  

seine Jugendzeit verbrachte, war ursprüngl ich Oester re icher ,  erwarb 

aber dann infolge der Staatsumwälzung nach dem Kr iege im Jahre 1918 

d i e  polnische Staatsangehör igkei t .  Nachdem er i n  Chareanow b i s  zur 

5.Klasse d i e  Ifolksschule besucht ha t te ,  s i ede l t e  se ine  Mut ter  im Jahre 

1920 mi t  ihm nach Beuth en über.  Dort hat e r  ke i ne  Schule mehr besucht, 

sondern half seiner Mut te r ,  d i e  einen Alarktstand eröffnet h a t t e ,  im 

Geschäft. Als se ine  Mutter im Jahre 1.922 nach Polen zurückkehrte, b l ieb 

er i n  den nächsten Jahren be i  Verwandten i n  Beuthen und uer r ich te te ,  

sowei t  s i c h  ihm d i e  Mögl ichkei t  h ierzu bo t ,  Gelegenheitsarbetten. Im 

Jahre 1929 sog er nach Berl i n  und lernte dor t  das Schneiderhandwerk. 

In seinen: Berufe fand er b i s  zu seiner Festnahme m i t  ger ingen Unter-= 

brechungen s te t s  A r b e i t .  

Der KPD". oder einer  ihrer  Unterorganisationen i n  Deutschland an= 

zugehören, s te l l t  der  Angeklagte i n  Abrede und räumt l e d i g l i c h  e in ,  

m i t  der  „ l inken Bewegung" unabhängig von den verschiedenen Par teiströ= 

mungen zu sympathisieren. 
B. Zur Sache: 

Anz 20.April 1952 nahm der Pol izeihauptwachtmeister E„ 

i n  der lfohnung der Schneider i n  . 14 | i n  Beil in, ü'eifienbur= 

Ger Straße 10, e ine Pafikontrolle b e i  dem damals dort  i n  Untermiete 

wohnenden polnischen Staatsangehörigen „4 | vor .  Da dieser nicht 
zu Hause war, -führte ihn d i e  Fffohnungsinhaberín i n  das nach der Straß' 

zu gelegene Zimzzıer, welches s i e  zur fragl ichen Z e i t  an den gleichfalls 

abwesenden Angeklagten vermietet ha t te .  Im Laufe des Gesprächs m i t  der 

Zeugin Ll l sah der Pol izeibeamte auf dem Schreibt isch des Angeklcfl" 

ten  aus einem Buch einen Zettel  herausragen, wobei ihm das war t ,Po1 i= 
zetwachtızıeister" auff iel .  A ls  er daraufhin dae Buch öffnete, 'fand er 

d a r i n  e ine  m i t  Schreibmaschine hergestel l te L is te re i t  der  Aufschrift 

„Betr ieb Friesenstr-.16 II. Bereitschaft" und m i t  den lVauzen von 68 PO' 

l teeibeamten. Unter den übrigen auf dem ̀ .S'chretbtische liegenden 

Schriftstücken fand der Beamte Wet ter  eine m i t  Schreibmaschine 08: 

schrieb-ene und UOHI 3.April 1932 d o t i e r t e  Anweisung über d i e  Notwendig" 

ze i t  der Zereetxungearbeit unter den Polizeibeamten sowie der Sanzflılunfl 

al len 
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allen erreichbaren Materials über Stimmung, Maßnahmen, Wahlen und Son«= 

sttge Vorgänge bei der .Polizei mit der UNterschrift „BL__P. .Die beiden 
Schriftstücke wurden von dem Zeugen 52 wegen ihres Inhalts si= 
chergestellt und- der vorgesetzten Dienststelle eingeliefert. 

Am 7.hai 1932 wurde der Angeklagte von dem Kriminalkommissar 
Ei: sowie den Kriminalassistenten Pe , sei lund Hz in sei= 
neu Wohnung festgenommen. Eine gleichzeitig damit vorgenommene flach= 
tage .Durchsuchung förderte kein Belastungsmoteríal zutage. fibhı aber 
fanden die Krímínalassistenten Wo und H; am gleichen Lage bei 
einer späteren gründlichen Durchsuchung des Zimmers des Angeklagten 
neben zahlretehen in polnischer Sprache geschriebenen3Poetkarten vor= 
schiedene gleichfalls in polnischer Sprache abgefbßte Broschüren, 
einem russischen Alphabet und einer katerialiensammlung zur jüdischen 
Hechalusbewegung, einige kommunistische Broschüren und Bücher sowie 
handschriftliche Aufketchnungen mit der Überschrift ,F. l. Lenin: 
Karl Marx (l9l4) ', die einen Auszug aus dem gleichnamigen .Buch dar= 
stellen, aber nicht vom Angeklagten geschrieben sind. 

Bevor der Angeklagte nach seiner Festnahme auf der Polizei hör= 
perlích durchsucht wurde, mußte er auf .Anweisung des Kr tminalassisten=- 
ten H | seine Taschen entleeren. .Dabei legte er außer einem polni= 
schon Retsepaß einen Reklamenottekalender der Firma Singer von 1932 
sowie 2 weiße Zettel heraus, von denen der eine handgeschrieben die 
ü b t e  trägt ,Sache .Re ichswehr b. er ". Bei der anschließenden Lurch= 
Suchung fand der Zeuge S[:::] in der äußeren aufgesteppten Brusttasche 
seiner Jacke noch 2 weitere kleine hbttebücher mit handschriftlichen 
Aufeetchnungen. Auf Verhalt des Zeugen, warum er diese nicht auch her= 
ausgelegt habe, entgegnete der Angeklagte, er Wiese gar nicht, wie 
die Bücher in die lösche gekommen seien, er habe sie bei der àhtlee= 
rang der Ibschen übersehen. Gegenüber dem Krimtnalaseíetenten XL__J, 
er den Angeklagten am 7. und 9.mhi *l9}2 verantwortlich uernommen 
tat, erklärte er auf dessen Frage, was es mit den beiden nbttebüchern, 
die er zurückbehalten hatte, für eine Bewandtnie habe, gleichfalls, er 
wisse nicht, wie diese in seine Ihsche gekommen seien, sie müßten ihm 
von einem Uhbekannten unbemerkt zugesteckt werden sein. Als in dem 
weiteren Verlauf der Vernehmung der Krímtnalassíetent HE | fragte, 
welche .Aufzeichnungen in dem hbtizbueh Nr.5 er selbst gemacht habe, 

00b der .Angeklagte zu, daß die auf .Bl.6 des genannten Notizbuches de= 
kindliche Eintragung ,Illegalität" sowie die darunter ~~:f„ffl2†;1~ ,p= 
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6 Ziffern von seiner Hand geschrieben seien, wogegen er nach Abgabe 
der von ihm geforderten schriftprobe dieses Geständnis widerrief und 
erneut behauptete, daß ihm die beiden NOtisbücher nicht gehörten. 

Die Nachprüfung des Inhalts der bei dem Angeklagten vorgefundenen 
Notizbücher und zettel ergab folgendes: 

l. .Der Beklamenottzkalender enthält, abgesehen von einigen An: 
Schriften auf dem drittletzten Blatt, deren Bedeutung nicht ermittelt 
werden konnte, sowie verschiedenen belanglosen Nbtízen, in der Spalte 
„l2.Mbi" die Eintragung ,6 Artillerie", die nach dem Gutachten des ge= 
richtlichen Sachverständigen von der Hand des Angeklagten geschrieben 
worden ist. 

2. Ems eine der beiden vom Angeklagten zurückgehaltenen Nbtízbü= 
eher enthält außer der Eintragung ,78274 IA' auf Bl.l H. unter der 
Überschrift ,Illegalität' auf .Blatt 6 unter 6 Ziffern Stichworte, die 
sich auf politische Angelegenheiten beziehen und auf Bl. 10 .zwei An= 
Schriften. .Der eine dieser beiden Namen BI | konnte nicht ermittelt 
wurden. .Die andere Person, der .Hausdiener in Berlin ist 
nach seinen Angaben damals Führer des Jungbanners in Berlin gewesen 
und wurde von einem Unbekannten etwa im Harz 1952 in der F†íedrích= 
Straße in ein politisches Gespräch verwickelt, wobei der Uhbekannte, 
der den Zeugen an seinem Abzeichen als Mitglied des Jungbanners er= 
kennt hatte und demgegenüber er sich als' überzeugter Kommunist bekannt= 
te, sich dessen Anschrift aufschrieb, angeblich, um ihn gelegentlich 
besuchen zu können. Ií"7 hat in der Hauptverhandlung als Zeuge er= 
klärt, er könne nicht` bestimmt sagen, ob der Angeklagte derjenige ich 
der ihn in der Friedrichstraße angesprochen hat. 

5. In dem anderen bbttzbuch Nr.6 befinden sich neben politische" 
AufZeichnungen über Lenínísmus und Marxismus, sowie über die Dtktatvf 

des Proletariats auf .Bl.4 wiederum zwei Anschriften, von denen nur~ die 
Person des an zweiter Stelle genannten S ermittelt werden 
konnte. Dieser stellte bei seiner Vernehmung vor dem Uhtersuchungs= 

15 

rícnter gletchefalle in Abrede, den Angeklagten zu kennen, und will 
sich nicht erklären können, wie seine Anschrift in den Besitz des An" 
geklagten gelangt ist. Von besonderer Bedeutung sind aber die auf 
5ı.5 und 6 des ıvotízbuchee eingetragenen 14 St raßennamen, da es"sic7l 
dabei ausnahmslos um solche Straßen handelt, in denen sich Pol ízeirêf* 

viere befinden. Außerdem tot festgestellt worden, daß die auf 81.20 H. 
unter K.A. verzeichneten 4 Namen solche von Hevíerpol ízetbeauıten Sind' 

exe 
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die seinerzeit in der Gegend He ífienburger Straße, in welcher der Ange= 
klagte wohnte, Dienst gemacht haben. Ehdlích findet sich.auf der letz= 
den Seite des Buches unter anderen Eintragungen wiederum das Hort ı 

,Artillerie". 
.Die uorerwdhnten Aufeetchnungen in den beiden hbtízbüchern nr.5 

und 6 stammen nach dem Gutachten des Sachverständigen ebenso wie dte 
Eintragung in dem Reklamenotizkalender von dem Angeklagten. 

Bar Angeklagte hat in der Hauptverhandlung zugegeben, daß die 
uorerwähnten Zettel und die NOtiebücher mit den darin enthaltenen Auf= 
Zeichnungen ihm gehörten und daß die Aufeeíchnungen in den so:xebu= 
ehern von ihm stammen. Henn er die bbtizbücher bei der Aufforderung 
durch die Fblízeí, alles, was er in seinen Taschen habe, herauszule= 
gen, nicht herausgegeben habe, und wenn' er nach Auffindung der hostie= 
bücher erklärt habe, sie gehörten nicht ihm, sie müßten ihm von dritt= 
ter Seite in die Hübsche gesteckt worden sein, so habe er so gehandelt, 
weil» er ganz verwirrt gewesen sei. VOn dem Xi tmtnalassístenten s , 
auf dessen AuffOrderung der Angeklagte seine löschen entleeren sollte, 
wird -aber bezeugt, daß der Angeklagte keineswegs besonders erregt war. 
Außerdem hat der Angeklagte auch im weiteren Verlauf des Strafuer/ah= 
rens, nachdem er schon zugegeben hatte, daß ein Zeit des Inhalts dee 
einen Nbttzbuchs von ihm herrühre, diese Angabe Widerrufen und erneut 
behauptet, daß ihm die hbtixbächer nicht gehören. Seine Erklärung, er 
habe anfänglich aus Verwirrung gehandelt, erscheint somit nicht glaub= 
würdig. .Der Angeklagte bestrebtet, daß die in seinem Zimmer gefundenen 
kommunistischen Schriften, insbesondere auch die Anweisung über die 
NOtwendigkeit der Zersetxungearbeit unter den Polizeibeamten und die 
Liste der Namen von 68 .POlizeibeamten ihm gehören. Er behauptet, von 
deren Vorhandensein in dem von ihm bewohnten Zimmer überhaupt keine j 
Kenntnis gehabt zu haben. Er gibt nur zu, die ,Bote ibhne' gelesen zu 
haben, 'die von dem ebenfalls bei der Zeugin LI l wohnenden polnischen 
Staatsangehörigen ER gehalten worden sei. er» behauptet, erstmals 
in der Hauptverhandlung auch den als Zeugen uernommenen Fblízefbean= 
ten gegenüber hat er früher nie etwas Lwrartiges behauptet *- in den 

von :hm bewohnten Zimmer bei der Zeugin L. habe. ein ganzes Jahr 
lang ein .Pole namens Ed | unangemeldet gewohnt. .Diesem höhnten 
die Liste der .Pol izeibeamten, die Aufyorderunfl zur Zereetzungsarbeit 
undXtre kommunistischen Schriften gehört haben. Demgegenüber bekundet 
die Zeugin ,La , es ee! unrichtig, daß in dem vom Angeklagten bewohn= 
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den vorderen Zimmer außer 'ihm polizeilich unangemeldet ein Mann namens 

gewohnt habe. In dem Zimmer des Angeklagten habe mit diesem 
zusammen nur in der letzten Woche vor der Festnahme des Angeklagten 
ein Student namens S gewohnt. In dem hinteren Zimmer habe E 
und der Pole AQ gewohnt. Bach Aussage Dee Zeugen Pol tee twachtmet= 
Ster .E ~, der öfters zur Kontrolle der UNtermieter in die roh= 
rung der Zeugin La kam und der sie als zuverlässig schildert, hatte 
die Zeugin L{:::] in der in Betracht kommenden Zeit nur die .Mieter 
51 | ( an dessen Stelle später S trat ), und den Ange klag= 
ten, und es wäre unmöglich gewesen, daß sie, wie der Angeklagte beharrt 
tet, etwa ein Jahr lang einen vierten Mieter unangemeldet bei sieh be= 
herbergt hatte. Auf die Behauptung des Angeklagten, daß die Schrift= 
Stücke und kommunistischen Schriften einem anderen gehörten, und die 
Angaben der Zeugin LL_l über die Person und Zahl ihrer Hieter, kommt 
es aber für die Frage nach der Schuld des Angeklagten gar nicht an. 
Denn auch wenn diese Schriftstücke und die Druckschriften nicht dem 
Angeklagten,sondern einem Mitbewohner des Zimmers gehört haben, so tet 
das Gericht auf Grund des übrigen feststehenden Sachverhaltes doch der 
Überzeugung, daß alle diese Gegenstände dem Angeklagten zur VerfUgung 
standen, daß er ihren Inhalt gekannt hat, . und daß namentl ich die An= 
weteung zur Zersetzung der Polizei und die Líete der Polizeibeamten 
von ihm zu dem Zweck bereitgehalten worden sind, die Zersetzung der 
.Polizei zu fördern. Diese Überzeugung gewinnt dae Gericht schon darauf 
daß der Angeklagte nicht nur mit den kommunistischen Bestrebungen suw= 
pothieíerte und die ,Rote Fahne" los und daß er die ZeuginLÄ | zur 
wohl Ihälmanns bei der Re ichspräsidentenwahl zu bestimmen suchte, und 
aus seinem Verhalten wahrend des Strafverfahrens und dem Inhalt der 
bei ihm vorgefundenen Notizbücher. Hat er sich an der Zersetzungstdtíf 
kein nicht beteiligt, eo hatte er keinen. Anlaß, die nbttzbacher zu von 
heimlichen oder abzustreiten, daß der Inhalt von ihm stamme. Daß das 
eine .Notizbuch gerade die Namen von Straßen enthält, in denen sich Pa= 
lizetreuíere befinden, und daß darin die Namen von 4 Polizeibeamten 
verzeichnet sind, die in der Gegend der Wohnung des Angeklagten wohn* 
ten, zeigt deutlich, daß die AufZeichnungen der VOrbereitung der Zen' 
Setzung der Pol izeí dienten. Dee: gleichen Zwecke kann auch nur der zev 
tel mit den Worten ,Sache Rei Chswehr bei E{:::}, über deren Beaeuzunø 
der Angeklagte auch in der Hauptverhandlung keine Aufklärung gibt, ge= 
dient haben. Auch eeíne erst in der Hauptverhandlung aufgestellten .a 

M 
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nauptungen, bei der AufZeichnung der Namen handle es sich vielleicht 
um KUnden des Geschäfts, in dem er als Schneider arbeitete, und bei 
den St raßennamen um eine AufZeichnung von Straßen, in denen er eine 
neue Wohnung habe suchen wollen, erscheinen nicht glaubwürdig. Danach 
ist das Gericht überzeugt, daß auch die von .Pol izeiwachtmeieter El | 

am 20.April 19}2 im Zimmer dee Angeklagten gefundenen Schrift= 
Stücke ihm zugänglich waren, und von ihn für die Zerseteungstätigkeit 
bei den .Políeelbeamten, die In den angegebenen Straßen im .Dienst ston= 
den oder die mit Namen genannt waren, bestimmt waren. 

.Die KPD. erstrebt, wie gertchtsbekannt, die gewaltsame Änderung 
der Verfassung dee Deutschen Reiches und die Errichtung der Diktatur 
des .Proletariats nach russischem MUster bei der nächsten sich bieten== 
den Gelegenheit. Sie rechnet auch heute noch mit dem baldigen Heran= 
reifen einer „akut revolutionären Situation" und stellt deshalb bei 
der Vorbereitung des üMsturses neben die Beeinflussung der Massen und 
der systematischen Ansammlung von ñbffen und Sprengstoffen vor allem 
die Arbeit unter der bewaffNeten Macht in den VOrdergrund mit den Zofe= 

le, einerseits durch .Beeinflussung in Hort und Schrift die Angehörigen 
der bewaffNeten Macht für die kommunistischen Gedankengange zu gewirr= 
neu und dadurch die Manneszucht und Schlagkraft der Zruppe zu unter= 
graben, andererseits aber auch eine möglichst umfangreiche und einge= 
hende Kenntnis von allen für die militärische Durchführung dee Auf== 
Standes wesentlichen Umstände zu erlangen. Der zu diesem zweck von 
der Partei ins Leben gerufene illegale Apparat befaßt sich daher neben 
der Werbearbeit unter den Angehörigen von .Reichswehr und .Polizei in 
stets wachsendem .Maße mit dem Sammeln von nachrichten über Ausrüstung, 
Bewaffnung und Unterbringung der bewaffneten u.:.~cn:,uz›er die Lage ıeıd Ausge. 
staltung der voraussichtlichen Widerstandezentren, über die Stärke 
ihrer .Beeateung, die .Regelung der Ablösung und die Art des Einsatzes 
der einzelnen Fbrmationen bei Unruhen. .Diese Tätigkeit, auf deren de= 
deutung von der Partei immer wieder in Broschüren und Rundschreiben 
hingewiesen wird, hat auch der Angeklagte unterstützt. Due ergibt sich 
aus dem bei ihm beschlagnahmten Material, insbesondere aus der vorge= 
fundenen Anschr tftenl iste der 2.Bereitschaft der Unterkunft Fr lesen= 
Straße. Kennzeichnend für den Zusammenhang der Arbeit des Angeklagten 
mit der Zentrale ist dabei die Ihtsache, daß die Liste das Leckwort 

I 

„Betrieb" Fríesenstraße trägtμııelches nach einer bei dem Bauarbeiter 
Albert Friedrichs in Hamburg* uorgefundenen Aufstellung eine Deckbe== 

zeich=- 
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zeichnungfür .Pol izeíwuche ist. 
Die polízeíllchen Ermittlungen haben weiter ergeben, daß .Pol ieet= 

Beamten, deren Namen auf der Liste stehen, in der fraglichen Zeit zum 
zeit wiederholt Zersetzungsschriften zugestellt wurden, und :war er= 
hielt 

a) der .Pol tzeíwachtmetster IH am 20.April die Druck= 
Schrift ,Der .Rote Scheinwerfer - Kasernen= und åWvfereeítung für die 
Inspektion Kreuzberg vom April 19}2~, zusammen mit einem Exemplar der 
periodisch erscheinenden gerichtsbekannten Zerseteungsschrift ,Der 
Fblizeibeamte', dessen NUmmer nicht mehr festgestellt werden konnte. 
Ferner eine diesem Beamten am lO.April 1932 die Druckschrift ,Der Ron: 
Gummiknüppel - Organ der Roten Schupp:ellen~ im Bereich des XCmmandos 
Berlin - l9}2 Nr.3" zu, sowie an nicht mehr feststellbaren Ihren eine 
weitere Nummer des ,Boten Scheinwerfer' und ein Flugblatt mit der Uh= 
terschrift. ,die .Raten Sehupozellen". 

b) Dem Pol iee iwachtmetster B wurde um die gleiche 
Zeit wie dem Zeugen zu ebenfalls dtejßruckschrtft „Lear .Bote Gumm#= 
Knüppel" In seiner elterlichen Wohnung zugestellt, die sich in der 
eendelseohnstraße dicht bei der Heífienburger Straße befindet. Außerdmn 
erhielt er einige Zeit später nochmals einen Brief mit einer Zerset= 
eungesohrift, den seine euııer, ohne den lnhalt im einzelnen feeteu= 
stellen, verbrannte. . 

Außerdem wurden dem Pblíeetwachtmeíster BI , dessen 
Hama auf der Liste mit Bleistift, Jedoch nicht von der Hand des Ange= 
klagten zugeeetet tot, am 25.April 1932 in einem Umschlage ein ~Ekeqμm† 
der íflugsehríft „Der .Polizeibeamte - Zeitung der revolutionären FUJI' 
eeibeamten Preußens - 7- Jahrgang .Nr.2 vom April l9}2" zugestellt, IWF 
bei der Brief von einem unbekannten Mann der Braut der Zeugen übergab= 
ben werden war. es handelt sich dabei, wie sich aus~ der Ubereínstimmmv 
den Zeit der Zustellung ergibt, offenbar um die gleiche NUmmer des 
„Polizeibeamten', die, wie oben erwähnt, auch dem .Pol ieeiwachtmeístflf 
Pl | zugegangen ist. 

.Die drei vorgenannten Lvuckschriften ,Der Rote Scheinwerfer" (den 
alten 14 J. 235/32 e1.11, ,Der Rote Gun±:ukneppe1~ (Belasten 14 J. . 

260/52 ßı.1) und' ,Der Polizeibeamte" (Beíakten 14 J.54e/32 81.2) sind 
ihrem ganzen Inhalte nach, auf den in 'vollem Umfange Bezug, genommen 
wird, ausgesprochen typische Zerseteungsechriften, die ausschlíeßlífll 
daeu bestimmt sind, die Dienstfreudígkett der Polizeibeamten zu unßfl" 
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graben, sie zum Ungehorsam gegenüber den Befehlen ihrer VOrgesetzten 
aufeureteen und sie zu bestimmen, im ßrnetfuııe unter Verletzung ihrer 
beschworenen .Dtenstpf¶icht mit den revolutionären Arbef fern gemeinsam 
gegen den bestehenden Staat zu kämpfen. 

Henn auch nicht nachgewiesen werden konnte, daß der Angeklagte 
die Anschriften auf den zur Versendung der genannten Zersetzungsschrif= 
den verwendeten BriefUmschldgen selbst geschrieben hat, so hat die 
Aufbewahrung der Anschríftenltste durch den Angeklagten doch offenbar 
dem Zweck gedient, der Partei die Armen von Polizeibeamten zugänglich 
zu machen und sie dadurch in die Lage zu setzen, diese Beamten im Sin= 
ne der hochuerrdterischen Ziele der KPD. zu beeinflussen. Das erhellt 
deutlich aus den beim Angeklagten vorgefundenen RiChtlinien über die 
Notwendigkeit der Ausnutzung der Re ichsprds identenwahl zur Mhssenbear= 
beitung der Polizei und die dabei eineuschlogenden Wege der Werbung 
durch Messendiskusston und persönliche Beeinflussung. Als eine Ufer= 
ldßlíche Voraussetzung wird darin die Erfragung von Anschriften sowie 
die Erfeseung von Abstimmungsergebníssen in den Kasernenlokalen her- 
vorgehoben und deutlich zum Ausdruck gebracht, welchen Bert die Fbrtei 
einer möglichst lückenlosen iëststellung der Anschriften von Pblieel= 
beamten beimißt. Lhneben wird weiter unter .Hinweis auf Ar.2 der ge= 
ríchtsbekonnten, periodisch erscheinenden Schrift für die Zersetzungs= 
funktionäre ,Die Information" die Bedeutung der systematischen Sammlung 
von Nachrichten aus der Polizei und deren Verwertung *für die .Partei 
dargelegt. 

Entsprechend diesen Weisungen hat der Angeklagte nicht nur die 
vorerwähnte Anschríftenliste mit den Namen der .Polizeibeamten der 
2.Bereitscnaft der Unterkunft Kreuzberg bei sich aufbewahrt und, wie 
oben ausgeführt, offensichtlich zum Zwecke der Verbreitung von Zerset= 
zungsechríften der Partei zur verfügung gestellt, sondern auch als 
Mitarbeiter des bachrichtendtenetes sowohl die Straßen, in denen sich 
Pol ieeíwachen befinden, handschriftlich in das Notizbuch Nr.6 enge= 
tragen, als auch die flbmen von vier ßevierpolteeíbeamten aufgeschríe= 
ben, die in der Wetßenburger Straße .Dienst machten. Laß er sich dar- 
über hinaus auch mit militärischen Dingen im Interesse der Partei be= 
schdftigt hat, ergibt sich aus der Verwahrung dee Zettels bi.) mit 
der Notiz „Sache Re íchewehr b. zu P und aus den mehrfachen Einträgen 
des Wortes „Ar tillerie" in dem .ñeklamenotizkalender und auf der lete= 
ten Seite des bbttsbuches Nr.6, das der Angeklagte als Art tlleriestra= 
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de deuten will. 
Der Angeklagte ist somit als überführt anzusehen, an der von der 

KPD. betriebenen Zersetzungsarbeit unter der bewaffneten Macht nach 
Maßgabe der bei ihm uorgefundenen .Richtlinien teilgenommen und zu dtw= 
Sem Zwecke insbesondere Anschriften von POlizeibeamten gesammelt und 
auch Straßen ermittelt zu haben, in denen sich .Polizeiwachen befinden. 

Daß sich der Angeklagte der lragweíte seines Tone voll bewußt 
war, kann angesichts seines bisherigen Verhaltens, das genau den ge= 
richtsbekannten Weisungen der KPD. an ihre Mitglieder über ihr VerhaL= 
ten vor Gericht und .Polizei entspricht, sowie der bei ihm vorgefbnde= 
neu Richtlinien über die Zersetzungsarbett nicht zweifelhaft sein. 

Hiernach ist der Angeklagte eines Verbrechens gegen §§ er mr.2, 
86 StGB. schuldig. 

Straffreíheit nach dem Gesetz über Straffreiheit vom 20„De:ember 
1932 tritt nicht ein, dc die la: darauf gerichtet war, die .Polizei 
zur Erfüllung ihrer Pflicht untauglich zu machen, das .Deutsche Reich. 
gegen Angriffe auf seinen inneren Bestand zu schützeN. § e Zíff. 5 das 
genannten Gesetzes. . 

Mildernde Umstände sind nicht anzunehmen, da es sich um eine be= 
sonders gefährliche Iatigkeit des Angeklagten in einer Zeit handelte, 
in der die Sicherheit des .Reichs durch die weitgehenden allgemeinen 
Bestrebungen der kommunistischen Partei erheblich gefährdet war, und 
der Angeklagte gerade in dieser Zeit die ihm in Deutschland geführte 
äöglichkeít, seinen UNterhalt zu erwerben, schwer mißbraucht hat. .LW 
Hínbliek auf die bisherige Strafloeigkett des Angeklagten erschien 
nicht eine Zuchthauestrafe am Pflatee. .Eine Gefängnisstrafe von 2 Jah= 
ren ist dem Verschulden des Angeklagten angemessen. Die .Anrechnung für 

Untersuchungshaft beruht auf § 60 StGB., die Kbetenentscheidung auf 
§ 465 saeo. ı 

Du Verbleiben des Angeklagten im Inlande, wie sich aus seiner 
hat ergibt, eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit bedeutet, wumm 
es gemäß § 59a StGB. für zulässig erklärt, daß ihn die zuständige Mm*= 
waltungsbehörde innerhalb einer Frist von 6' Monaten nach .Rechtskraft 
der Entscheidung aus dem Reichsgebiet verweist. Die Bestimmung über 
die Zulässigkeit der Re íchsuerweisung ist zwar erst durch das Oesetfi 
zur Abänderung etrafrechtltcher Vorschriften vom 26.uuı 1953) emuu.I 
5.295 in das Strafgesetz aufgenommen worden. ES handelt Sich aber 
nicht um eine Webenstrafe, sondern, wie der Inhalt und Zweck dee omwå 

ehe. 
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.des erg ibt ,  um e ine zur Erhaltung und Förderung der Sicherheit die 
Reiches er forder l iche p o l i z e i l i c h e  Maßregel. bestehen deshalb ke í=  
ne recht l ichen Bedenken, d i e  Bestimmung auch dann anzuwenden, wenn 
d i e  abzuur te i lende Straftat  vor Inkraft t reten dee Gesetzes vom 26.llai 
1935 begangen worden t o t .  

Es 

lfeíper t .  Hertel . geh. üèngelkoch. 
Schultze. Busen . 


